1. ------IND- 2017 0068 E-- DE- ------ 20170302 --- --- IMPACT
BERICHT ÜBER DIE FOLGENABSCHÄTZUNG DES ENTWURFS EINES KÖNIGLICHEN DEKRETS ÜBER DÜNGEMITTEL.
A) ZWECKMÄSSIGKEIT DES VORSCHLAGS
1.- NOTWENDIGKEIT UND ZWECKMÄSSIGKEIT DER GEPLANTEN VORSCHRIFT.
Hintergrund
Das Königliche Dekret 506/2013 vom 28. Juni 2013 über Düngemittel enthält die grundlegenden Vorschriften für Düngemittel, welche nicht als „EG-Dünger“ gelten, sowie die erforderlichen Vorschriften für die Koordination mit den Autonomen Gemeinschaften. 
Durch den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt wurde die Entwicklung neuer Düngemittel erleichtert, für die der geltende rechtliche Rahmen angepasst werden muss. 
Notwendigkeit
Wie dargelegt, wurde durch den wissenschaftlichen und technischen Fortschritt die Entwicklung von Düngemitteln ermöglicht, in denen Mikroorganismen, die die Verfügbarkeit von Nährstoffen für die Pflanze erleichtern, enthalten sind; dies macht eine ausführliche Überprüfung des Königlichen Dekrets 506/2013 vom 28. Juni 2013 für ihre Aufnahme in das Düngemittelverzeichnis erforderlich. Die Festlegung generischer Typen, um die Verschiedenartigkeit der Spezies mit wirksamen Düngeeigenschaften zu berücksichtigen, sowie der Schutz der Vertraulichkeit der industriellen Verfahren und der Dynamik der Forschung sind Gründe für die Erweiterung des genannten Verzeichnisses. Ergänzt werden soll dies durch zuverlässige Informationen zu Wirksamkeit und Sicherheit, wie in dem zu diesem Zweck angelegten Anhang VIII beschrieben wird.
Daher ist eine Aktualisierung der Anhänge erforderlich, um neue Typen (Anhang I) und neue Abfälle für die Herstellung von Düngemitteln und Bodenverbesserungsmitteln (Anhang IV) einzuführen, sowie die daraus folgenden Änderungen bezüglich der Kennzeichnung und Etikettierung (Anhang II), Analysemethoden für diese neuen Produkte (Anhang VI) und besonderen Anforderungen an mit Mikroorganismen hergestellte Düngemittel für ihre Eintragung im Düngemittelverzeichnis (neuer Anhang VIII) vorzunehmen.
Zweckmäßigkeit
Der Vorschlag und die Verabschiedung des Königlichen Dekrets sind notwendig, da zum einen der Entwurf, wie oben angegeben, die Aktualisierung der Produkttypen zum Gegenstand hat, wodurch das Inverkehrbringen der neuen Düngemittel, mit den daraus folgenden positiven Auswirkungen für die Landwirte und die herstellende Industrie, ermöglicht wird, und es zum anderen nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über das gemeinsame Verwaltungsverfahren der öffentlichen Verwaltungen erforderlich ist, das Verfahren zur Eintragung im Düngemittelregister so schnell wie möglich an dieses Gesetz anzupassen und die Verweise auf das Gesetz 30/1992 vom 26. November 1992 durch entsprechende Verweise in den neuen Vorschriften zu ersetzen.
Aus den genannten Gründen ist die gegenwärtige Bearbeitung dieses Entwurfs angemessen.
2.- ZIELSETZUNG.
Die strategischen Zielstellungen dieser Initiative sind:
a) die Aufnahme neuer Düngemitteltypen,
b) und die Ermöglichung ihrer zügigen Vermarktung.
3.- ALTERNATIVEN.
Da es um eine Änderung der grundlegenden Rechtsvorschriften zu Düngemitteln geht, muss diese mit dem Rang eines Königlichen Dekrets erfolgen. Daher bestehen keine Handlungsalternativen.
B) INHALT, RECHTLICHE ANALYSE UND BESCHREIBUNG DER BEARBEITUNG.
1.- AUFBAU UND INHALT.
Der Entwurf besteht aus einem einzigen Artikel, drei Übergangsbestimmungen, einer Schlussbestimmung und drei Anhängen.
Der einzige Artikel besteht aus 13 Absätzen mit den folgenden Regelungen:
- In Artikel 14 wird vorgesehen, dass der Hersteller bei Produkten mit organischen Bestandteilen auf die Beibehaltung der Zusammensetzung, der Gehalte und der übrigen garantierten Merkmale des Endprodukts achten und sich mittels regelmäßiger, mindestens jedoch vierteljährlicher Kontrollanalysen vergewissern muss, dass die in Anhang V vorgeschriebenen Bedingungen durch das Endprodukt eingehalten werden.
- Es wird ein neuer Artikel 18b eingeführt, der die Mikroorganismen auflistet, die Bestandteil von Düngemitteln sein können und die Anforderungen des neuen Anhangs VIII erfüllen müssen.
- Der Titel von Artikel 19 sowie Artikel 19 Absatz 1 werden dahingehend geändert, dass die Höchstwerte pathogener Mikroorganismen von Produkten, die organische Rohstoffe tierischer, pflanzlicher oder mikrobieller Herkunft enthalten, vorgeschrieben werden.
- Am Ende von Artikel 20 wird ein Absatz eingefügt, um klarzustellen, dass dieser im Fall der Typen nach Anhang I Gruppe 4 Absatz 3 nur auf Produkte, die in ihrer Zusammensetzung organische Stoffe tierischer oder pflanzlicher Herkunft enthalten, Anwendung findet.
- Der Titel des Kapitels V wird geändert, um einen Bezug zum Verzeichnis für Düngemittel, die mit Stoffen organischer Herkunft oder Mikroorganismen hergestellt wurden, einzufügen.
- Artikel 21 Absatz 1 wird geändert, um klarzustellen, dass die in einer der Gruppen 2, 3 und 6 oder in Gruppe 4 (Spezielle Produkte auf Basis von Mikroorganismen) Absatz 4 gemäß Anhang I enthaltenen Düngemittel nur in Verkehr gebracht werden dürfen, wenn sie zuvor in das in Artikel 25 erläuterte Düngemittelverzeichnis der Generaldirektion für landwirtschaftliche Produktion und Agrarmärkte des Ministeriums für Landwirtschaft und Fischfang, Ernährung und Umwelt aufgenommen wurden. Ebenso ist eine Änderung von Absatz 4 dieses Artikels erforderlich, um die Frist für den Entscheid und die Mitteilung des Beschlusses (drei Monate, verlängerbar) und die ablehnende Wirkung des Stillschweigens (gemäß Artikel 24 Absatz 2 des Gesetzes 39/2015, da der Einsatz von Düngemitteln die Ausübung potenziell umweltschädlicher Tätigkeiten mit sich bringt) vorzusehen.
- Artikel 24 Absatz 1 und dessen Unterabsätze e), f), g), h), l) und m) werden dahingehend geändert, dass die notwendigen Angaben im Antragsformular für Mikroorganismen eingefügt werden. Ebenso wird der Absatz 2 dieses Artikels geändert, um vorzuschreiben, dass der in Absatz 1 erläuterte Antrag dem Allgemeinen Register des Ministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Umwelt bzw. den gemäß Artikel 16 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 vorgesehenen Stellen vorzulegen ist.
- In der zweiten Schlussbestimmung wird festgelegt, dass der Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Umwelt ermächtigt wird, die in Kapitel V angeführten Standardantragsformulare zu genehmigen.
- Anhang I wird dahingehend geändert, dass die neuen Typen aufgenommen werden.
- Anhang II wird dahingehend geändert, dass die entsprechenden Angaben der neuen Produkttypen eingefügt werden.
- In Anhang III Absatz 4 wird folgender Satz gestrichen: „Gehalt an organischen Säuren: 20 % vom angegebenen Wert bei einem absoluten Höchstwert von bis zu 3 %“
- Anhang VI wird geändert und durch den als Anhang II bezeichneten des Königlichen Dekrets ersetzt.
- Der Verweis auf Artikel 35 in Anhang VII Absatz e) wird durch einen Verweis auf Artikel 31 Absatz 5 ersetzt.
- Der neue Anhang VIII (Spezifische Anforderungen an mit Mikroorganismen hergestellte Düngemittel, für ihre Eintragung in das Düngemittelverzeichnis) wird unter Verweis auf Anhang III des Entwurfs eingefügt.
Die erste Übergangsbestimmung sieht den Vermarktungszeitraum vor.
Die zweite Übergangsbestimmung behandelt den Etikettierungszeitraum.
Die dritte Übergangsbestimmung legt fest, dass die künftige Bestimmung auf Anträge auf Eintragung im Düngemittelverzeichnis sowie auf Änderung oder Verlängerung, die sich zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Königlichen Dekrets in Bearbeitung befanden oder anderweitig nicht abgeschlossen waren, keine Anwendung findet.
Die Schlussbestimmung sieht vor, dass das Königliche Dekret am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt des spanischen Staates in Kraft tritt.
Die drei Anhänge sehen die Ersetzung der Anhänge I und VI sowie die Einfügung des neuen Anhangs VIII in das Königliche Dekret 506/2013 vom 28. Juni 2013 vor.
2.- RECHTLICHE ANALYSE.
Es wird die Form eines Königlichen Dekrets gewählt, da grundlegende Rechtsvorschriften gleichen Ranges geändert werden, die die elementaren Bestimmungen zu Düngemitteln für die angemessene Koordination mit den Autonomen Gemeinschaften und in Anwendung der entsprechenden Gemeinschaftsverordnungen enthalten sollen. Darüber hinaus ist, da es sich um eine Vorschrift ausgeprägter technischer Art handelt, der Rückgriff auf eine Vorschrift mit Verordnungscharakter anstelle eines Gesetzes gemäß der Rechtsprechung des Verfassungsgerichts zulässig. 
Einführung neuer Rechtsbegriffe
Durch das Königliche Dekret werden keine neuen Rechtsbegriffe eingeführt.
Befugnisse und Mandate
Es werden keine neuen Befugnisse oder Mandate behandelt.
Gültigkeits- und Aufhebungstabelle
Es wird keine Vorschrift aufgehoben, sondern es wird lediglich das Königliche Dekret 506/2013 vom 28. Juni 2013 in der oben erläuterten Form geändert.
3.- ANHÖRUNGEN UND AUSARBEITUNGSVERFAHREN.
Bei der Ausarbeitung der Bestimmungen des vorliegenden Entwurfs wurden die Autonomen Gemeinschaften sowie die Vertreter des Sektors zu Rate gezogen.
Es liegen der Bericht der Technischen Generalsekretariate der vorschlagenden Abteilungen, der Bericht des damaligen Ministeriums für Finanzen und öffentliche Verwaltung (gegenwärtiges Präsidialministerium und Ministerium für die Gebietsverwaltungen) über die Vereinbarkeit des Entwurfs mit der verfassungsgemäßen Zuständigkeitsordnung und die vorherige Zustimmung des damaligen Ministers für Finanzen und öffentliche Verwaltung (gegenwärtiger Minister für Finanzen und öffentliche Aufgaben) vor. In dieser vorherigen Zustimmung werden zwei Vorschläge unterbreitet, einer hinsichtlich der Bewertung der Eignung des Entwurfs in Bezug auf die Grundsätze guter Regelungspraxis nach Artikel 129 des Gesetzes 39/2015 vom 1. Oktober 2015 über das gemeinsame Verwaltungsverfahren der öffentlichen Verwaltungen, und der andere hinsichtlich der Vorschriften von Artikel 23 des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 in seiner aktuellen Fassung zum Inkrafttreten von Vorschriften.
Die Vorschrift erfüllt die genannten Grundsätze, denn sie ist notwendig und wirksam (zur Wahrung der Rechte der Bürger und zur Erhaltung der Umwelt), sie ist das geeignete Instrument zum Erreichen der verfolgten Ziele (für Umwelt und Gesundheit unbedenkliche unschädliche Qualitätsprodukte); es wird die minimal notwendige Regelung, die mit der übrigen nationalen und gemeinschaftlichen Rechtsordnung kohärent ist, vorgesehen, und es wird ein stabiler, vorhersagbarer, integrierter, klarer und sicherer Rechtsrahmen behandelt, der ihre Kenntnis und ihr Verständnis und somit das Handeln und die Entscheidungsfindung durch Personen und Unternehmen erleichtert; zudem ist den Bürgern der Zugang zu den Unterlagen (Sachverständigenausschüsse usw.) möglich, da die Betreffenden an der Erarbeitung der Vorschrift im Rahmen der Anhörungen mitgewirkt haben; ferner werden keine neuen Lasten behandelt. Unbeschadet dessen wird keine Notwendigkeit gesehen, einen Absatz mit Bezug zu dem genannten Gesetz in die Präambel der Vorschrift aufzunehmen, da dieses auf den vorliegenden Entwurf keine Anwendung findet.
Das Inkrafttreten muss darüber hinaus, auch wenn Artikel 23 des Gesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 (in der Fassung nach Gesetz 40/2015 vom 1. Oktober 2015) auf den vorliegenden Entwurf keine Anwendung findet, unverzüglich, ohne das Verstreichen der im genannten Artikel 23 vorgesehenen Fristen abzuwarten, erfolgen, denn durch den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt wurde die Entwicklung neuer Düngemittel erleichtert, für die der gültige rechtliche Rahmen angepasst werden muss. Ohne ein zügiges Inkrafttreten der Vorschrift können die Handelsakteure ihre Düngemittel mit Mikroorganismen, die die Verfügbarkeit von Nährstoffen für die Pflanze erleichtern, nicht auf den Markt bringen, wodurch ein Inkrafttreten der Vorschrift am Folgetag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt des spanischen Staates erforderlich ist, damit die Unternehmen ihre Anträge auf Eintragung ihrer Produkte in das Düngemittelverzeichnis einreichen können, ohne hierfür bis zum 2. Januar 2018 oder 1. Juli 2018 (abhängig vom Datum der Veröffentlichung der Vorschrift im Amtsblatt des spanischen Staates) warten zu müssen.
Die Autonomen Gemeinschaften und Einrichtungen des Sektors wurden im Rahmen von zwei Anhörungen gehört; da nach der ersten der Text der Vorschrift zur Anpassung an das neue Gesetz 39/2015 vom 1. Oktober 2015 geändert wurde, fand eine erneute Anhörung statt.
Ferner wird der Text dem Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften sowie der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft unterzogen, das in der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft vorgesehen ist, sowie den Vorschriften des Königlichen Dekrets 1337/1999 vom 31. Juli 1999 zur Regelung der Übermittlung von Informationen auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft unterworfen.
Schließlich wird um die vorgeschriebene Stellungnahme des Staatsrates gebeten.
C) FOLGENABSCHÄTZUNG
1.- FOLGEN FÜR DIE ANPASSUNG DER STAATLICHEN RECHTSVORSCHRIFT AN DIE ZUSTÄNDIGKEITSORDNUNG.
Die Bestimmungen des vorliegenden Königlichen Dekrets stellen grundlegende Rechtsvorschriften dar und werden unter Berufung auf Artikel 149.1.13 der Verfassung verabschiedet, welcher dem Staat die ausschließliche Zuständigkeit für die Grundlagen und die Koordination der allgemeinen Planung der Wirtschaftstätigkeit zuschreibt. Die Regelungen gemäß den Absätzen 2, 3, 4 und 13 des einzigen Artikels und dem Anhang III werden unter Berufung auf die Artikel 149.1.16 und 149.1.23 der Verfassung erlassen, welche dem Staat jeweils die ausschließliche Zuständigkeit für die Grundlagen und die allgemeine Koordination des Gesundheitswesens und der Gesundheitskontrollen an den Grenzen sowie für die Rahmengesetzgebung auf dem Gebiet des Umweltschutzes zuschreiben.
Nach wiederholter Rechtsprechung des Verfassungsgerichts kann die Zuständigkeit des Staates auf dem Gebiet der allgemeinen Regelung der Wirtschaft „… «sowohl die Vorschriften des Staates, die die Leitlinien und die globalen Regelungskriterien eines konkreten Sektors festlegen, als auch das Ergreifen einzelner Maßnahmen oder Schritte, die zum Erreichen der innerhalb der Regelung eines jeden Sektors gesetzten Ziele notwendig sind (STC 95/1986, STC 213/1994 etc.), umfassen» (STC 21/1999 vom 25. Februar 1999, 5). Und dies unter der Bedingung, dass das genannte Zuständigkeitsrecht nicht so weit geht, dass es «jegliche Handlung wirtschaftlicher Art einschließt, sofern sie keine direkte und signifikante Auswirkung auf die allgemeine Wirtschaftstätigkeit hat (STC 186/1988 und STC 133/1997), denn andernfalls, „würden spezifischere Zuständigkeitsbereiche und Zuständigkeitsrechte ihres Inhalts entleert" (STC 112/1995)» (STC 21/1999, 5), ohne dass sich aus der Anrufung des allgemeinen Interesses, das der Staat repräsentiert, etwas anderes ergeben kann, da, wie wir gesagt haben, dieses sich über die etablierte Verfassungsordnung materialisieren muss, wodurch die Ausweitung der Zuständigkeitsfelder aus rein zweckorientierten Erwägungen ausgeschlossen wird (STC 75/1989 vom 24. April 1989, STC 13/1992 vom 6. Februar 1992).“ 
Konkret urteilte das Verfassungsgericht in seiner kürzlich ergangenen Entscheidung STC 31/2010, 95, „dass die Rechtsvorschrift die Zuständigkeit der Autonomen Gemeinschaft zur «Entwicklung und Steuerung der allgemeinen Planung der Wirtschaftstätigkeit zwingt», wodurch notwendigerweise das Bestehen der Zuständigkeit des Staates für die Grundlagen und die Koordination der allgemeinen Planung der Wirtschaftstätigkeit vorausgesetzt wird (Artikel 149.1.13 der Verfassung Spaniens), was gemäß unserer wiederholten Rechtsprechung die allgemeine Regelung der Wirtschaft einschließt, wobei wir bezüglich der vorgesehenen Mitwirkung der Autonomen Gemeinschaft auf unsere Ausführungen unter den rechtlichen Grundlagen 111 und 115 verweisen.“
Andererseits wurde durch STC 42/83 vom 20. Mai 1983, 5, klargestellt (Unterstreichung durch uns): „…. Das Gericht ist allgemein der Auffassung, dass die Zuständigkeiten für Genehmigung, Kontrolle und Inspektion nicht Teil der Koordinationstätigkeit sein können, wenn, aus den unter dem Verweis auf Absatz 3 dargelegten Gründen, keine Notwendigkeit besteht, an dieser Stelle auf den Charakter des Verzeichnisses einzugehen. Daher muss geprüft werden, ob diese Zuständigkeiten dem Staat kraft eines anderen Zuständigkeitsrechts zufallen.
In Bezug auf die Zulassung und Registrierung von Produkten (Drogen, Betäubungsmittel, Psychopharmaka oder ähnlich, pharmazeutische Spezialerzeugnisse und deren Rohstoffe sowie sonstige genehmigungspflichtige pharmazeutische oder veterinärmedizinische Produkte sowie Pflanzenschutzmittel), Medizin-, Therapie- oder Hygieneausrüstungen oder -geräten und von Labors, Einrichtungen oder Betrieben, die diese herstellen, verarbeiten oder einführen, bestätigen wir, dass diese in die «Grundlagen» des Gesundheitswesens eingeschlossen werden können und daher, in Übereinstimmung mit den in unserem früheren Urteil vom 28. April 1983 dargelegten Erwägungsgründen, Teil der Zuständigkeit des Staates sind.
Innerhalb dieses Rahmens wird das Düngemittelverzeichnis auf nationaler Ebene beibehalten, da es sich, abhängig von den eingesetzten Rohstoffen, der Verarbeitung des Produkts und den Gehalten an Schadstoffen und Pathogenen, um potenziell gesundheits- oder umweltschädliche Produkte handelt. Dieses Verzeichnis, das das vorherige Verzeichnis für Düngemittel und verwandte Erzeugnisse ersetzte, wird seit der Veröffentlichung des Königlichen Dekrets 824/2005 geführt, und seitdem wurden über 1.400 Produkte eingetragen sowie über 1.800 Anträge geprüft. Angesichts der Verschiedenartigkeit der einzutragenden Produkte (aufgrund ihrer organischen Beschaffenheit) ist es angebracht, ihre Genehmigung an einer zentralen Stelle zusammenzufassen, um Unterschiede bei Beurteilung und Behandlung zwischen den Autonomen Gemeinschaften zu vermeiden. Ebenso ist die Einsparung von Personal bei der Prüfung und Bearbeitung dieser Anträge von Bedeutung. Gegenwärtig werden alle Anträge durch drei Generaldirektionen geprüft (zwei innerhalb dieses Ministeriums und eine im Ministerium für Gesundheit, soziale Dienste und Gleichstellung) und im Fall bestimmter Rohstoffe (tierischer Herkunft) werden sie ebenso von der Generaldirektion für Hygiene bei der Agrarproduktion des Ministeriums für Landwirtschaft, Ernährung und Umwelt (MAGRAMA) analysiert; das Verzeichnis wird daher nur von 3 oder 4 Personen bearbeitet und es wird ein übermäßiger Personalaufwand vermieden, der bei einem separaten Verzeichnis in jeder Autonomen Gemeinschaft notwendig wäre.“
Es liegen diesbezüglich keine Hintergrundinformationen zu Konflikten vor. 
2.- MASSNAHMEN ZUR UMSETZUNG UND BEWERTUNG DER VORSCHRIFT.
In der einzigen Schlussbestimmung des Entwurfs wird festgelegt, dass der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt des spanischen Staates ist. 
3.- WIRTSCHAFTLICHE UND FINANZPOLITISCHE AUSWIRKUNGEN.
WIRTSCHAFTLICHE AUSWIRKUNGEN UND VERMINDERUNG VON LASTEN
a. Wirtschaftliche Auswirkungen.
Der Entwurf eines Königlichen Dekrets hat keine wirtschaftlichen Auswirkungen, da es sich um technische Änderungen handelt, die der Anpassung der nationalen Rechtsvorschriften an neue gesetzliche Bestimmungen, den technischen Fortschritt und wissenschaftliche Erkenntnisse dienen. In jedem Fall bietet er den Landwirten und den Herstellern dieser Produkte Vorteile, denn die Qualität der Produkte wird überwacht und unlauterer Wettbewerb sowie betrügerische oder täuschende Informationen werden, soweit möglich, vermieden; ferner wird die Zulassung neuer Düngemitteltypen ermöglicht, die ihre Wirksamkeit innerhalb der landwirtschaftlichen Produktion in Spanien nachgewiesen haben.
b. Analyse der Auswirkungen auf den Verwaltungsaufwand.
Es wird eine Analyse des Verwaltungsaufwands vorgenommen.
Der bestehende Aufwand für die Registrierung eines Düngemittels wird nicht verändert. Selbstverständlich müssen die Antragsteller bei der Registrierung neuer Typen ihrem Eintragungsantrag die entsprechende Dokumentation beifügen, es werden jedoch keine neuen Berichte oder Dokumente verlangt.
Daher gibt es keine Auswirkungen auf den Verwaltungsaufwand.
c. Auswirkungen auf den allgemeinen Staatshaushalt.
Der Entwurf hat keine Auswirkungen auf den Haushalt, die sich von denen der infolge des Inkrafttretens des vorliegenden Königlichen Dekrets geänderten Rechtsvorschriften unterscheiden.
Die Umsetzung der im vorliegenden Entwurf enthaltenen Regelungen erfolgt daher unter Einsatz der gegenwärtigen materiellen und personellen Mittel, die für die Anwendung der aktuellen Rechtsvorschriften vorgesehen sind, ohne dass dies jemals eine Änderung und/oder Erhöhung der Ausstattung oder der Bezüge in diesem Bereich mit sich bringen würde.
4.- AUSWIRKUNGEN AUF DIE GLEICHSTELLUNG.
Der Entwurf hat gemäß Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe b des Regierungsgesetzes 50/1997 vom 27. November 1997 keine Auswirkungen auf die Gleichstellung.
5.- NORMATIVE AUSWIRKUNGEN. 
Die Verabschiedung des Entwurfs ermöglicht eine höhere Rechtssicherheit im Bereich der Rechtsvorschriften zur Düngemitteln. 
6.- SONSTIGE AUSWIRKUNGEN.
Es bestehen weder Auswirkungen in Bezug auf die Umwelt noch auf die Chancengleichheit, Nichtdiskriminierung und den universellen Zugang von Personen mit Behinderung. 
Ebenso bestehen keine Auswirkungen in Bezug auf Kinder, wie laut Artikel 22d des Organgesetzes 1/1996 vom 15. Januar 1996 über den rechtlichen Schutz von Minderjährigen vorgeschrieben, noch auf die Familie, gemäß den Angaben in der zehnten Zusatzbestimmung des Gesetzes 40/2003 vom 18. November 2003 über den Schutz von kinderreichen Familien. 
Bei der Ausarbeitung dieser Vorschrift wurden die im Gesetz 20/2013 vom 9. Dezember 2013 über die Gewährleistung der Einheitlichkeit des Marktes enthaltenen Grundsätze, darunter die Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Regelung, berücksichtigt.
Madrid, 18. Januar 2017.
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